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Beschluß-Nr. l04l94

MiSliedschaft des l,andkreises Havelland in der
Vorbeneitungsgesellschaft des Verkehrsverbundes
BerlirvBrandenburg mbH
Bestätigung des Beschlusses 364193 des t-andkreises
Nauen mit Anderung des Sitzes der Gesellschaft

Der Kreistag beschließt

Bezug nehmend auf den Beschluß 36/'193 des [and-

kreises Nauen die Mitgliedschaft in o. g. Vorbereitungs-
gesellschaft unter folgenden Maßgaben:

1. Der jährliche finanzielle Aufivand beträgt
maximal 50 TDM.

2. Der oder die Geschäftsführer werden vom [-and
Berlin bzw. vom L-and Brandenburg finanziert.

3. Das land Berlin stellt kostenlos Büroräume für
die Vorberei tungsgesellschaft zur Verfügung.

4. Der Sitz der Vorbereitungsgesellschaft in Berlin
wird akzeptiert.

5. Der Sitz der eigentlichen Verbundgesellschaft
sollte dann im Land Brandenburg sein.

Beschluß-Nr. L05194

Gebührensatzung Iür die ÜUeryangswohnheime des

I-andkreises Havelland zur Unteöringung von
Aussiedlern

Der Kreistag beschließt auf Grundlage der Verfügung
Nr. 2/90 des l-andesbevollmächtigten für das L^and
Brandenburg vom 24.IO.9O die Gebührensatzung für die
Übergangswohnheime des l-andkreises Havelland zur
Unterbringung von Aussiedlern.

Beschluß-Nr. t06194

Nutzungs- und Gebührenordnung für das Schulland'
heim "Osthavelland" Schönwalde

Der Kreistag beschließt die Nutzungs- und Gebühren-
ordnung für das Schullandheim "Osthavelland" in
Schönwalde.

Beschluß-Nr. 107194

Gebührenondnung für die Kr",eisvolkshochschule
Havelland

Der Kreistag beschließt die Gebührenordnung für die
Kreisvolkshochschule Havelland.

Beschluß-Nr. 108/94

Übergabe des Freizeitzentnrms in Rathenow in
Trägerschaft des ASB

Der Kreistag beschließt:

Der Kreistag des Landkreises Havelland überträgt
gemäß Entscheidung der Vergabekommission vom
08.02. 1994 dem Arbeiter-Samariter-Bund (ASB)
Rathenow die Trägerschaft des Freizeitzpntrums in
Rathenow, Goethestraße 40 einschließlich der Personal-
stellen. Mit der Übergabe der Tr?igerschaft an den ASB
ist die unentgeltliche Übertragung des beweglichen
Vermögens (Einrichtung) verbunden.
Der Kreistag ermächtigt den l-andrat, den Trägervertrag
mit dem ASB abzuschliellen, vorbehaltlich eines einver-
nehmlichen Modells einer anteiligen Finanzierung der
Stadt F{athenow.
Der l-andrat wird weiterhin ermächtigt, in Hinblick auf
diese Übertragung mit dem ASB einen Dienstleistungs-
vertrag zur Sicherung der weiteren Bereitstellung von
niedri gschwell i gen Erziehungshilfen nach dem Achten
Buch des Sozialgesetzbuches, Kinder und Jugendliche
als integrativen Elestandteil der präventiven Arbeit mit
benachteil igten Kindem und Jugendl ichen abzuschlie-
fien.

Der l-andrat wird beauftragt, dem freien Träger zur
Ertüllung der Aufgaben das Gebäude bis zu einer
anderen abschließenden Regelung zu einem unter
Berücksichtigung der sozialen Bindung angemessenen
Nutzungsentgelt zur Verfügung zu stellen.

Beschluß-Nr. 114194

Rahmen-Stellenzahlen für die Venraltung des
I-andkreises Havelland

Der Kreistag baschließt die Rahmen-Stellenzahlen für
die einzplnen Organisationseinheiten der Venvaltung des
l-andkreises Havelland.

I
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Beschluß-Nr. Il5l94

Austritt aus vorläufiger Einweisung Zietenkaserne

Der Kreistag beschließt:

Der L-andkreis Havelland tritt von seiner Absicht, das
gesamte Gelände der ehemaligen " Zietenhusaren-
kasemen" in Rathenow an der Bahnhofstraße von der

Oberfinanzdirektion Cottbus für eigene Verwaltungs-

zwecke käuflich erwerben zu wollen, zurück.

Der l-andrat wird ermächtigt, den bestehenden Vertrag

mit dem Bundesvermögensamt Potsdam vom 26.07 .1993

über die vorzeitige Besitzüberlassung (vorläufige

Einweisung) zu lösen.

Verhandlungsgegenstand bleiben die Tumhalle " Zieten-

kas€rne" zur weiteren Nutzung und ein Kasernen-
gebäude zur Schaffung von Verwaltungsarbeitsplätzen.

Kreissparkasse Rathenow - Aufgebot

Folgende von uns ausgestellte Sparkassenbücher sollen

für kraftlos erklärt werden:

v

Antragsdatum

23.06.1994
23.06.1994
23.06.1994
23.06.1994
23.06.1994

Kontonummer

63052100
62050577
62050673
64133232
54050A0274

U
Die Inhaber der Sparkassenbücher wird aufgefordert,
binnen 3 Monaten ihre Rechte unter Vorlegung der

Sparkassenbücher bei uns anzumelden, da anderenfalls

die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt werden.

Rathenow, den 27 . Juni 1994

I

Anlage 1

Gebührensatzung

für die {Jbergangswohnheime des t-andkreises
Havelland zur Unterbringung von Aussiedlern

Auf der Grundlage der Verfügung Nr. 2l9O des [:ndes-
bevollmächtigten für das L-and Brandenburg vom
24.10.1990 ist der I-andkreis Havelland entsprechend dem
seit L. Juli 1990 geltenden Aussiedleraufnahmeverfahren
verpfl ichtet, deutschstämm i ge Aussi edl er aufzunehmen
und in Gemeinschaftsunterkünften unterzubringen. im
Landkreis bestehen deneit 5 Übergangswohnheime für
Aussiedler mit einer Unterbringungskapazität von
300 Personen, davon in Pessin 60, in Strodehne 25, in
Böhne 50, in Rathenow, Friedrich-Ebert-Ring 45 und
Rathenow, Birkenweg 120 Personen.

Die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften ist für
den I-andkreis die ökonomisch sinnvollste Variante, da die
Unterbringungskosten vom Land zurückerstattet werden.
Eine Alternative wäre die Einzelunterbringung (Miet-
wohnungen). In diesem Falle gingen die entstandenen
Unterbringungskosten zu l-asten der jeweiligen
Kommunen.

Die Kostenregelung erfolgt auf der Grundlage rJer Richt-
linie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Frauen vom 01.12.t992 über die Erstattung der Unter-
bringungskosten für Aussiedler.

Gesetzliche Grundlage für die Erhebung von Gebühren:

$$ 72,73, Abs. 1, 74 Kommunalverfassung Brandenburg
(GVBI. I19901225, $$ i, 2, 6 Kommunalabgabengesetz
Brandenburg (GVBI. I I99I|2OO).

S r

l.Für die Unterbringung von Aussiedlem in Übergangs-
wohnheimen des landkreises wird eine Nutzungsgebühr in
Höhe von 3,00 DM je Person und Tag erhoben, soweit
eigenes Einkommen im Sinne von $ 76 BSHG die in der
Regelsatzverordnung zu $ 22 Abs. 1 Satz 1 BSHG
genannten Beträge überschreitet.

2.Dem Aussiedler ist zumindest ein Einkommen zu
belassen, welches den Sätzen der Regelsatzverordnung
nach $ 72 BSHG entspricht.

s 2

l.Gebühren sind flir die Zeit vom Tage der Zuweisung in
das Übergangswohnheim an bis zum Tage des Auszugs zu
zahlen.

2.Vorübergehende Abwesenheit entbindet nicht von der
Gebührenpflicht.
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s 3

Die Gebühren sind bis zum dritten Werktag eines jeden
Monats im voraus zu entrichten.

s 4

Gebührenpflichtig ist jeder Aussiedler, der in einem
Übergangswohnheim untergebracht wird.
Werden Familien in einem Heim untergebracht, sind
gebührenpflichtig allein die gegenüber den anderen
Familienangehörigen unterhaltspfl ichtigen
Fam i I i enm itgl ieder. S i nd mehrere unterhaltspfl ichti ge
Famil ienmitgl ieder untergebracht, haften diese als
Gesamtschuldner.

s s

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung

in Kraft. Gleichzeitig treten alle bisherigen Festlegungen

über die Entrichtung von Benutzungsgebühren in Über-

gangswohnheimen im l-andkreis Havelland außer Kraft.

Anlage 2

NUTZUNGS. UND GEBÜHRENORDNUNG

Iür das Schullandheim "Osthavelland" Schönwalde

Präambel

Schullandheime sind seit Jahrzehnten ergänzende Ein-
richtungen zur Schule. Sie sind unverzichtbare lrrnorte
für Lrhrende und lrrnende aller Schulformen und Schul-
stufen, weil durch den Aufenthalt im Schullandheim und
der Durchführung von Projekten viele Unterrichtsinhalte
begreifbarer werden.
Begegnungen und Zusammenleben in der Gruppe über
den Schulalltag und über einen längeren Z.eitraum hinaus
erfordern die Kreativität aller und fördern die Bereitschaft
zu sozialem lrrnen unmd verantwortungsbewußtem
Verhalten.

Nutzungsondnung

Das Schullandheim steht in erster Linie lrhrern und
Schülern aller Schultypen im l-andkreis Havelland
ganzjährig zur Nutzung offen. Dabei steht die mehrtägige
Projektarbeit bis zur Klassenstufe 6 im Vordergrund.
Darüber hinaus bietet das Schullandheim bei freier
Kapazität Aufenthalte für obere Klassen und Klassen bzw.
Gruppen aus anderen Kreisen und Bundesländern an.
Die Nutzungszeit beträgt für Klassen jeweils 5 Tage
(Montag bis Freitag), Ausnahme: an gqs€tzlichen
Feiertagen.

In der schulfreien Teit (rum Teil auch an Wochenenden)
sind "Fremdbelegungen" (Kinder- und Jugendgruppen) auf
Grundlage der Gebührenordnung möglich.
Möglich sind auch Halbtages- bzw. Tagesaufenthalte von
Klassen zu Bildungszwecken, wenn der mehrtägige
Aufenthalt von Klassen dadurch nicht eingeschränkt wird.

Gebührenondnung

$ 1
Gebühren und Kosten

1.Der Aufenthalt im Schullandheim ist gebührenpflichtig.

2.DieGebühren setzen sich aus Nutzungsgebühren und
sonstigen Kosten zusammen.

3.Die zu zahlenden Gebühren werden vom Schullandhei
mit der Terminbestätigung für den Aufenthalt in der 

lm 
t,

Einrichtung dem Klassenlehrer/Gruppenleiter mitgeteilt.

$ 2
Gebührenschuldner

ist diejenige private oder juristische Person, welche die
Aufnahme der Gruppe in das Schullandheim,beantragt hat.
Gebührenschuldner ist daneben derjenige, der in das
Schullandheim aufgenommen wurde, bei Minderjährigen
deren Erziehungsberechtigte.

s 3
Entstehung und Fälligkeit der Gebühren/l(osten

1.Die Gebühren werden für den Aufenthalt im
Schullandheim erhoben.

2.Der Anspruch entsteht mit der Bestätigung der
Anmeldung der Gruppe zum Schullandheim.
Erfolgt die Anreise der Gruppe mit verminderter
Personenzahl, entstehen die Gebühren nur für die
tatsächliche Gruppenstärke.

3.Wird der Aufenthalt in dem Schullandheim abgesagt, so
entstehen Gebühren wie folgt:

a)Bei einer Absage bis zu 4 Wochen vor dem
vereinbarten Aufenthalt fallen keine Gebühren an.

b)Erfolgt die Absage innerhalb der letzten 4
Wochen vor dem vereinbarten Aufenthalt, werden
Gebühren in Höhe von 30 % gemäß $ 4. l.dieser
Gebührenordnung erhoben.

Eine Absage hat grundsätzlich schriftlich zu
erfolgen.

1 I
I
I
t
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ab Schuljahr 1995196: für Klassen/Gruppen
außerhalb des l-andkreises Havelland

SchülerA.,lacht 9,90 DM
ErwachsenerA.{acht 11,90 DM

2.sonstige Gebühren nach Inanspruchnahme

Bettwäsche

s 4
Gebühren

l.Nutzungsgebühren

SchülerA.{acht
ErwachsenerÄ.*lacht

(einmalig)
Teeküchenbenutzung
Geländenutzung
(Spielplatz, Sportplatz)
bei Tagesaufenthalten
Pl anschbeckenbenu tzu ng
Fahrradausleihe
Spielkorbausleihe

(einmalig)

3.Verpflegung

Tag/Person
(3 Mahlzeiten)

dieser Betrag unterteilt sich in:

Frühstück
Mittagessen
Abendessen

4.sonstiger Service

Vesper
(1 Stück Kuchen, 1 Tasse IGkao)
1 Tasse IGffee
1 Kübel Tee (ca. 7l)
He izkohlelGri I lanzünder

8,30 DM
10,30 DM

6,00 DMlPerson
2O,OO Dlv{/Tag

1,00 DMßerson
0,50 DMßerson
1,00 D\zVTag

0,50 DIW
Schüler

9.50 DM

2,50 DM
3,50 DM
3,50 DM

1,50 DM
O,5O DM
7,OO DM
5,OO DM

b

v

$ s
Inkrafttreten

Die Gebührenordnung tritt mit Wirkung vom 15. August
1994 in Kraft.

Seite 92

Anlage 3

GEBÜHRENORDNUNG

der Kr,eisvolkshochschule Havelland

Rechtsgrundlage für die Gebührenordnung der
Kreisvolkshochschule ist g 5 des Artikels 2 der
Kommunalverfassung des l-andes Branden burg vom
15.10.1993 (cVBl I. S. 398 ff) in Verbindung S$ 1, 2
Abs. 1, 4, 6 des Kommunalabgabegesetzes Brandenburg
vom 27.06.1991(cVBl I. S. 200).

$ r

Grundlagen für die Gebührenerhebung -
Kostenpflichtige

1.Für die Inanspruchnahme der Volkshochschule des
Landkreises Havelland werden Gebühren nach
folgenden Bestimmungen erhoben.

2.Gebührenpflichtige im Sinne dieser Gebührenordnung
sind die Teilnehmerinnen an den veranstartungen sowie
daneben die Anmelderinnen von Teilnehmerinnen. Bei
Minderjährigen sind deren Erziehungsberechtigte
kostenpflichtig.

3.Mehrere Gebührenpfl icht i ge si nd Gesamtschur dner.

s 2
Gebühren ftir Kurse, Vorträge und Seminar.e

1.Die Höhe der Gebühren für Kurse, Vorträge und
Seminare richtet sich nach der Tahr der vorgesehenen
unterrichtsstunden. Eine unterrichtsstunde dauert 45
Minuten.

2.Die Gebühren betragen für

a)Lrhrgänge
zur Erweiterung und Vertiefung
der allgemeinen, sprachlichen,
berufl ichen, kulturellenund
politischen Bildung Z,0O DM/

Unterrichtsstunde

b)Machinenschreiben

c)Computerlehrgänge

2,go DM/
Untenichtsstunde

3,00 Dh/V
Unterrichtsstunde

3.Bei außergewöhnlich kostenintensiven Kursen,
Vorträgen und seminaren kann eine höhere Gebühr pro
Unterrichtsstunde erhoben werden.



Seite 93 Amtsblatt für den Landkreis Havelland 1994

4.Teilnahmebescheinigungen werden auf Wunsch gegen

eine Gebühr von 2,00 DM ausgestellt. Sie enthalten keine

[ristungsbewertung.

s 3
Prüfungen

1.Für das Abnehmen von Zertifikatsprüfungen werden

Gebühren erhoben. Es wird diejenige Gebühr erhoben,

welche die die Prüfung abnehmende Institution gegenüber

dem l-andkreis festsetzt.

Z.Bei vol ksschul internen Prüfungen im berufsbezogenen

Bereich (zum Beispiel Maschinenschreiben) wird eine

Prüfungsgebühr in Höhe von 10,00 DM erhoben.

s 4
Stu d ienfahrten/Exku rsionen

Die Volkshochschule vermittelt Studienfahrten und
Exkursionen bei anderen Trägem, Einrichtungen oder
Unternehmen. Für den Teilnehmer gelten dann die bei den
Dritten maßgeblichen Vorschriften oder
Vertragsbedingungen.

$ s
Entstehung der Kostenschuld/Fälligkeit

1.Die Gebühren für Vorträge sind bei Besuch der
Veranstaltung zu zahlen.

2.Kursgebühren werden mit der Anmeldung fallig und sind
spätestens bis zu einem bei der Anmeldung mitgeteilten
Termin zu zahlen.ln der Regel ist die Gebühr bei der
Anmeldung zu entrichten.

3.Wird die Gebühr nicht innerhalb der gesetzten Frist
entrichtet, erfolgt eine Aufnahme in den Kurs nicht. Bereits
erfolgte Aufnahmen können zurückgenommen werden.

4.Für die Erstellung einer gesonderten Gebührenrechnung
wird eine Verwaltungsgebühr von 3,00 DM erhoben.

s 6
Kostenbefreiung/Kostenermäßrgo ng

l.Sofem nicht andere Bestimmungen dieser
Gebührenordnung zu berücksichtigen sind, wird die Gebühr
bei Vorlage eines entsprechenden Nachweises bei der
Anmeldung um 3O Vo ermäßigt für:

a)Arbeitslose, Sozialempfänger

b)Schwerbehinderte

c)Wehrd i enst- oder ziv ilen Ersatzdi enstleistende

d)Schüler, Auszubildende und Studenten

e)Senioren und Vom:heständler.

Z.Die Ermäßigung aus Abs. 1 gilt nicht für Exkursionen,
Studienfahrten und Nebenkosten.

3.Aus besonderen Gründen können Gebühren ganz oder
teilweise erlassen werden. Die Höhe des Erlasses wird
von der lritung der Volkshochschule festgesetzt. Die
Hauptsatzung des l-andkreises ist dabei zu beachten.

4.Es kann jeweils nur eine Ermäßigungsart in Anspruch
genommen werden.

5.Die Ermäßigungen bzw. Gebührenbefreiungen werden
nur bei personlicher Anmeldung gewährt.

s 7
Abmeld ung/RücktritVErstattu ng

L.Aus Gründen, die der/die Teilnehmer/in nicht zu
vertreten hat, erstattet die Volkshochschule die
Gebühren bei Vorliegen folgender Sachverhalte:

a)in voller Höhe bei Absage einer gesamten
Veranstaltung durch die Volkshochschule

b)anteilig, wenn mindestens 1/4 der
vorgesehenen Veranstaltungsabschnitte ausläll t
oder wenn sich eine räumliche oder zeitliche
Veränderung ergibt, durch die der Teilnehmer
an den im Arbeitsplan angegebenen
Veranstaltungsdaten nicht teilnehmen kann.

2.Wenn ein Teilnehmer aus wichtigen personlichen
Gründen nicht teilnehmen kann (zum Beispiel
Krankheit, Wohnortwechsel, geränderte Arbeits- und
Ausbildungsverhältnisse), kann auf schriftl ichen Antrag
gegen Vorlage eines Nachweises eine bereits gezahlte
Gebühr für den Umfang der nicht in Anspruch
genommenen lristung erstattet werden.

3.Die Rückzahlung erfolgt stets bargeldlos, oder die
Gebühr wird für einen anderen Kurs gutgeschrieben.

s 8
Nebenkosten

Die für die Veranstaltungen anfallenden Nebenkosten
(Bücher, Eintrittsgelder und sonstige Materialien und
Kosten) gehen zu l.asten der jeweiligen Teilnehmer.

s e
Inkrafttreten

Diese Gebührenordnung tritt mit dem Tage nach der
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

.,
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Anlage 4

ünnRsrcur
über die Rahmen-Stellenzahlen

l.Bereich [-andrat gesamt 35125

1. l.unmittelbarer l-andratsbereich

l-andrat, Büro,
Gl eichstel lu ngsbeauftragte,
Kraftfahrer
Presse,
Büro Kreistag

l.2.Rechtsamt (4,8 Juristen,
3 Mitarbeiter/innen)

\> 13.Amt für wirtschaftsförderune

3#H:iläL,n,"nu,,,_
entwicklung
Sachgebiet Kommunale
Untemehmen

2.Dezemat Allgemeine Verrvaltung und
Ordnungswesen gesamt

2.1.Hautp- und Personalamt

Amtsleitung
Sachgebiet OrganisationÄUlV
Sachgebiet Z.entrale Dienste
Sachgebiet Personalwe.sen
Sachgebiet Kommunalaufsicht

2.3.Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt

2.4.Ordnunungs- und Straßenverkehrsamt

ü,

'7,5

r,75
2
ll,2s

7,8

,)

6,6

7,6
1612

156

7,8
1 1
3r,2
9
5
64

8

Amtsleitung 2
Sachgebiet Öffentliche Sicher-
heit und Ordnung 12
Sachgebiet Feuer-, Brand- und
Katastrophenschutz, Rettungs-
dienst 29
Sachgebiet Kfz-Zulassung,
Führerscheinwesen 25
Sachgebiet
Straßenverkehrsangelegenheiten 5
Ausländerangele genhei ten,

9
82

r -

Personenstandswesen

3.Dezernat Finanzen und
Gesundheit gesamt

3.l.Dezernatsleitung

3.2.Kämmerei

140,8

2

6

9

7
44,8

2

Amtsleitung 2
Sachgebiet Kreishaushalt 7
Sachgebiet Kreiskasse 13
Sachgebiet Kreisvermögen 4

26

3.3.Amt zur Regelung offener
Vermögensfragen

Amtsleitung 5
Sachgebiet Republikflucht 6
Sachgebiet Auftrebung
staatlicher Verwaltung 7
Sachgebiet Aufbau-/
Baulandgesetzenteignung 9
Sachgebiet Komrption,
Grundbuchrechte 8
sachgebiet Enteignung
bis 1949,
Bodenreform 8
Sachgebiet Investitions-
entscheidungen 6
Sachgebiet Volkseigentum,
Negativatteste 10
Sachgebiet Enteignung
bis 1949 7

66

3.4.Gesundheitsamt

Amtsleitung
Sachgebiet Amts- und
Vertrauensäräl icher Dienst
Sachgebiet Kinder- und
Jugendgesundhe itsdienst
Sachgebiet Tahnärzt-
licher Dienst
Sachgebiet Hygiene- und
Umweltmedizin
Sachgebiet sozialmedi-
zinischer Dienst
Sachgebiet sozialpsycha-
trischer Dienst und Sucht

3.5.Referat Krankenhäuser

6,3

4,5
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4.I)ezernat Umwelt und
l-andwirtschaft gesamt 73

4.I.Dezernatsleitunc

4.2.Amt für Veterinär- und
[rbensm ittel überwachung

Amtsleitung
Sachgebiet Tierseuchen,
Tierschutz
Sachgebiet [rbensmittel-
überwachung

4.3.Umweltamt

Amtsleitung 1
Sachgebiet Umweltrecht 9
Sachgebiet Naturschutz 8
Sachgebiet Wasserwirtschaft 6
Sachgebiet Abfallwirtschaft 11

1(

4. 4. [-andw i rtscha ftsam t

Amtsleitung
Sachgebiet ländliche
Entwicklung
Sachgebiet landwirtschaftl iche
Entwicklung

S.I)ezernat Bau und
Regionalentwicklung gesamt 104

5.l.Dezernatsleitung

5.2.Planungsamt

Amtsleitung 2
Sachgebiet Kreisentwicklung 6
Sachgebiet Bauleitplanung 10
Sachgebiet Denkmalschutz 3

2l

5.3.Bauordnungsamt

Amtsleitung 4
Sachgebiet Bauaufsichtsbezirk I 15
Sachgebiet Bodenverkehr 6
Sachgebiet Baurecht/Planung 8
Sachgebeit Bauaufsichts-

bezirk II

5.4.Hoch- und Straßenbauamt

Amtsleitung 2
Sachgebiet Hochbau 13

5

1 1

18

6

8
l8

I 4

47

6.Dezernat Sozialeg Jugend, Sport"
Bildung und Kultur gesamt

6.I.Dezematsleitung

6.2.Schulverwaltungs- und Kulturamt

Sachgebiet Wohungsbau-
förderung
Sachgebiet Straßenbau 6

33

12

r74

2

4
l 1

1 1
L L {

z

9,9

I
a

Sachgebiet Kultur

6.3.Staatliches Schulamt

6.4.Sozialamt

Amtsleitung 2
Sachgebiet Schulvenvaltung 5

Amtsleitung
Sachgebiet Allgemeine
Fachverwaltung
Sachgebiet Altenhilfe 8,2
Sachgebiet Ausländer,
Ausländerbeauftragte' 8,5
Sachgebiet Behindertenhilfe,
Behindertenbeauftragte g

Wohngeldstelle t6
53,5

6.5.Jusendamt

-pflegschaft

6.6.0.32 Havelland
6.7.Förderschulen
6.S.Bibliotheken
6.9.Medizinzentrum

Amtsleitung 5
Sachgebiet Wirtschafrliche
Jugendhilfe 6
Sachgebiet Jugendpflege/
KiTa/Sport 8
Sachgebiet Allgemeine
und besondere soziale Dienste 14
Sachgebiet Amtsvormundschaftl

4

13
46

15,75
23

7r7S
3

T.Zugwrlnete Einrichtungen gesamt 26,95

7. l.Kulturhaus, Galerien
T.2.Kreismuseum
T.3.Volkshochschule
T.4.Musikschulen
T.5.Schullandheim
7. 6.l-andw i rtschaftsschu le
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Eine konkrete Zuordnung der Stellen auf die einzelnen
zugeordneten Einrichtungen ist zum jetzigen Zeitpunkt noch
nicht möglich, da zur Tnit die Untersuchungen und
Gespräche zur Überführung einzelner Einrichtungen in
Trägerschaft oder in selbständige wirtschaftliche Ein-
richtungen noch nicht abgeschlossen sind.

Gesamtzusammenstellu ng

Organisations-
einheit

Bereich
[-andrat

Dezernat
Allgemeine
Venvaltung
und Ordnung

Dezernat
Finanzen
und Gesundheit

Dezernat
Umwelt
und l-andwirt-
schaft

Dezernat
Bau
und Regional-
planung

Dezernat
Soziales,
Jugend,
Sport,
Bildung
und Kultur

Personalrat

zugeordnete
Einrichtungen

gesamt

Soll Überhang
01.01.1995

35,25 1,5

Ist
r0.06.1994

36,75

ü 207,55 156 51,55

163,35 140,8 22,55

80,25 7 ) 5

r12,37 to4 8,37

73

ü

2r1,91.

I

55,7I

868,89

174

1,

26,95

71r

37,9r

28,76

119,98

III.ALTERNATIVEN

keine

IV.KOSTEN - FOLGEKOSTEN - FINANZIERUNG

Personalkosteneinsparungen (durchschnittl ich ca. 50.000,00
DM je abgebauter Stelle pro Jahr)

V.ZUSTÄNDIGKEIT FÜR DIE ENTSCHEIDUNG

L-_

Kreistag

Antrag zur

Genehmigung der Anderung der Verbandssatzung des
Zweckverbandes "Havelland " einschl ießl ich Aufnahme
weiterer Gemeinden in den WAH

Nachfolgende Genehmigungsverfügung wird erteilr und
im Amtsblatt veröffentlicht:

Die geänderte Verbandssatzung vom 15.4.1994 (Be-
schluß-Nr. 03194) und die Aufnahme der Gemeinde
Brieselang vom 12.11.1993 (Beschluß-Nr. 16/93), der
Gemeinde Berge, Bergerdamm, Bömicke, Bredow,
Nauen, Kienberg und Lietzow vom 15.4.1994 (Beschluß-
Nr. 04/94) scwie der Gemeinde Weseram (Kreis
Potsdam-Mittelmark) vom 0 1.07 .1994 (Beschluß-
Nr. 09/94) wird hiermit gemäß g 10 Abs. 1 des Gesetzes
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG) vom
19.I2.I99I (cVBl. BB. S.685) genehmigt.

gez. Grandt
Dezernent

Zu Beschluß-Nr. 03/94 der Verbandsversammlung des
Wasser- und Abwasserverbandes "Havelland" zur
Änderung der Satzung des Wasser- und Abwasserver-
bandes "Havelland"

Auf ihrer Sitzung am 15.04.1994 hat die Verbandsver-
sammlung des Wasser- und Abwasserverbandes
"Havelland" die Anderung der Satzung des Wasser- und
Abwasserverbandes "Havelland" beschlossen:

Satzung des Wasser- und Abwasserverbandes
Havelland"

Präambel

Aufgrund des $ 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das
land Brandenburg vom 15. Oktober 1993, des Gesetzes
über kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 19. Dezember
1991 und des Kommunalabgabenges€tzqs vom 27. Januar
1991 hat die Verbandsversammlung des Wasser- und
Abwasserverbandes "Havelland" auf ihrer Sitzung am ...
folgende Satzung beschlossen.
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1. Abscluitt:

Rechtsform

$ 1

Name/Sitz

Der Wasser- und Abwasserverband fiihrt den Namen
"Wasser- und Abwasserverband Havelland" (WAH). Er
ist ein Zweckverband im Sinne des Gesetzes über
kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg
(GKG) vom I9.L2.I99I und eine öffentlich-rechtliche
Körperschaft, mit dem Sitz in Tremmen.

s 2

Verbandsgebiet

Das Verbandsgebiet des Wasser- und

Abwasserverbandes "Havelland" umfaßt die Gemeinden

Brieselang, Buchow-Karpzow, Elstal, Etzin,
Falkenrehde, Groß- B ehnilz, Hoppenrade, Ketzin, Klein-
Behnitz, Päwesin, Priort, Roskow, Tremmen, Wachow,
Wernitz, Wustermark, Zachow und Zeestow in den
L-andkreisen Havelland und Potsdam-Mittelmark des
Bundeslandes Brandenburg.

2. Abschnitt:

Mi tgl i eder/Aufgaben/Unternehmen

s 3

Mitglieder

1) Durch Beschluß der Stadtverordneten- bzttt.

Gemeindevertreterversammlung sind nachstehende
Kommunen der l-andkreise Havelland und Potsdam-

Mittelmark des Bundeslandes Brandenburg Mitglieder

des Verbandes:

Brieselang, Buchow-Karpzow, Elstal, Etzin,
Falkenrehde, Groß-Behnitz, Hoppenrade, Ketzin, Klein-
Behnitz, Päwesin, Priort, Roskow, Tremmen, Wachow,
Wernitz. Wustermark. Zachow und Zeestow.

2) Der Beitritt weiterer Gemeinden zum Verband ist
möglich. Er bedarf der Zustimmung von 2/3 der
satzungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsver-
sammlung und der Genehmigung des l-andkreises
Havelland. Der Verband hat vor der Beitrittsent-
scheidung die Stellungnahme der Kreisverwaltung
Havelland einzuholen und diese der Verbands-
versammlung m it dem Beitrittsantrag vorzulegen.

3) Die Mitglieder sind beim Verband in einem

Mitsliederverzeichnis zu führen.

$ 4

Aufgaben

1) Der Verband hat die Aufgabe:

1. Wasser zu beschaffen und Wasservorkommen zu
erschließen,

2. Wasserversorgungsanlagen zu plänen, zu errichten, zu
übemehmen, zu erneuem, zu betreiben, zu unterhalten
und zu verwalten,

3. die Einwohner mit Trinkwasser zu versclrgen sowie

4. Wasser für öffentliche Zwecke bereitzustellen und,
soweit das verfügbare Wasser ausreicht, für gewerbliche
und sonstige Zwecke abzugeben, -

5. Abwasserbeseitigungsanlagen zu planen, zu errichten,
zu übernehmen, zu steuern, zu betreiben, zu unterhalten
und zu verwalten,

6. von den Grundstücken Abwasser zu entnehmen.

7. für die ordnungsgemäße Ableitung und Beseitigung
des Abwassers Sorge zu tragen,

8. alle sonstigen Maßnahmen vorzunehmen, die für die
Ertrillung der vorgenannten Aufgaben notwendig sind.

2) Der Zweckverband begründet ein Entsorgungs-
verhältnis mit den einzelnen Anschlußberechtigten und
Anschlußverpflichteten nach Maßgabe besonders zu
erlassener Satzungen.

3) Der Zweckverband ist berechtigt, Wasser an Nicht- 4/
mitglieder zu liefern und Abwasser von Nichtmit-
gliedern abzunehmen.

4) Der Zweckverband verfolgt im Aufgabenbereich der
Wasserversorgun g kei ne Gewi nnerziel un gsabsi chten.

s s

Untemehmen/Plan

1) Der Verband hat die Anlagen nach den genehmigten
Projekt- und Bauausführungsunterlagen auf der Grund-
lage gesetzlicher Regelungen zu errichten und zu
betreiben.

2) Über die Anlagen des Verbandes sind jährlich fortzu-
schreibende Verzeichnisse in der Form eines [-ager-
buches zu führen, aus denen ihre Art und Ausdehnung
sowie femer Unterhaltung, Betrieb und Nutzung
ersichtlich sind.
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3) Die Verbandsversammlung entschqidet über
Anderungen und Ergänzungen von Bauaus-
führungsunterlagen nach Anhörung der von den
Maßnahmen betroffenen Verbandsmitglieder.

4) Die Prqekt- und Bauausführungsunterlagen nach
Abs. 1 sowie Anderungen und Ergänzungen nach Abs. 3
bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

5) Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Verband für die

Errichtung der in S 4 Abs. 2 genannten Anlagen, die in

ihren Gemarkungen liegenden Grundstücke, soweit sie

unentgeltlich in das Eigentum der Mitglieder übertragen
werden, kostenlos zur Verfügung zu stellen.
Grundstücke, die sich dauerhaft in Eigentum eine's

Mitgl iedes befinden (entsprechend Grundbuchauszug),
sind zum jeweiligen Verkehrswert bereitzustellen. Die

Mitglieder sind auch verpflichtet, in ihrer Gemarkung
gelegene Anlagen sowie Grundstücke der ehemaligen
WAB kostenfrei an den Verband zu übereignen, soweit

es sich um Anlagen und Grundstücke handelt, die in die
neue Abwasserentsorgungskonzeption einbezogen
werden müssen. Voraussetzung ist, daß sich die
betreffenden Anlagen und Grundstücke in Eigentum der

Gemeinden befinden oder durch den Eigentümerverein,
auf den das Vermögen der ehemaligen Wasser- und
Abwasserbetriebe übergegangen ist, kostenlos den
Mitgl iedsgemeinden zur Verfügung gestellt werden.

Die Mitglieder haben alle Maßnahmen, die zur

kostenlosen Übertragung des Eigentums an Anlagen und

Grundstücke nach Abs. 5 erforderlich und sinnvoll sind,

unverzüglich nach Inkrafttreten dieser Satzung
einzuleiten und mit Nachdruck zu unterstützen.

Alle übrigen Anlagen und Grundstücke, die in die neue

Abwasserentsorgungs- und
Tri nkwasserversorgungskonzeption einbezogen werden
müssen, sind durch den Verband in Abstimmung mit der

Verbandsversamml un g zum Verkehrsw eft zu erwerben.

$ 6

Benutzung von Verbandsanlagen

1) Der Verband trifft Anordnungen über die
Beschaffenheit des in die Verbandsanlagen zu
übernehmenden Abwassers.

2) Grundsätzlich müssen in die Kanalisation
einzuleitende Abwässer so beschaffen sein, daß

1. der ordnungsgemäße Betrieb des Kanalnetze^s und der

Kläranlage nicht erschwert oder gefährdet wird,

2. Materialschäden am Kanalnetz und den Bauwerken
sowie Störungen der biologischen Wirkung und der

Abbauleistungen vermieden werden.

3) Die Abwässer sind innerhalb der Verbandsanlagen
Eigentum des Verbandes.

4) Die Verbandsmitglieder haben vor der Durchführung
von Maßnahmen, welche die Wirksamkeit der Ver-
bandsanlagen beeinträchtigen oder die Erfüllung der
Verbandsaufgaben wesentlich erschweren können, den
Verband zu benachrichtigen. Diese Maßnahmen
unterliegen der Genehmigung durch den Vorstand.

s 7

Anschluß- und Benutzungszwang

1) Die Verbandsmitglieder verpflichten sich, jeweils für
ihr Gemeindegebiet oder die Ortsteile, die zu dem
Verbandsgebiet gehören, eine Satzung zu erlassen, die
jedem nach dieser Satzung Anschlußberechtigten den
Anschluß an die Kanalisation und deren Benutzung zur
Pflicht macht.

2) Die Verbandsmitglieder verpflichten sich weiterhin,
in ihren Ortssatzungen festzulegen, daß für Gewerbe-
betriebe mit geftihrlichen und/oder schädlichen Ab-
wässern eine Befreiung vom Anschluß- und Benutzungs-
w{ang ausgesprochen werden kann, wenn eine Ge-
ftihrdung der verbandseigenen Anlagen nicht zweifels-
frei ausgeschlossen werden kann. Das gleiche trifft zu,
wenn die Erlaubnis oder Bewilligung ztrr direkten
Ableitung von gereinigten Abwässern in einen Vorfluter
durch die Aufsichtsbehörden erteilt wurde.

$ 8

Verbandssachen

1) Mindestens einmal jährlich hat der Verband eine
Schau der Anlagen, die Eigentum des Verbandes sind
bap. durch ihn genutzt werden, durchzuführen. Die
Schau dient dazu, den Zustand der vom Verband zu
betreuenden Anlagen und Grundstücke festzustellen.

2) An der Schau haben mindestens sechs, höchstens
jedoch acht durch die Verbandsversammlung gewählte
Verbandsmitgl ieder als Schaubeauftragte teilzunehmen.
Ständige Schaubeauftragte sind der Verbandsvorsteher
als Schauführer sowie der Vorsitzende der Verbands-
versammlung. Die beiden Erstgenannten können jeweils
durch ihre Stellvertreter im Hauptamt vertreten werden.
Darüber hinaus sind alle übrigen Mitglieder des
Verbandes berechtigt, an der Schau teilzunehmen.

3) Der Verbandsvorsteher gibt den Schaubeauftragten
und den Mitgliedem des Verbandes Ort und Zeit der
Schau zwei Wochen vorher bekannt. Außerdem lädt er
die für den l:ndkreis Havelland zuständige Untere und
Obere Wasserbehörde sowie das zuständige Gesund-
heitsamt und das Staatliche Amt für Wa-rser- und
Abfallwirtschaft 4 Wochen vorher zur Teilnahme ein.

\b

r--
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.1) Der Verbandsvorsteher hat die Beseitigung

t-estgestellter Mängel zu veranla-ssen.

3. Abschnitt:

Vc rfassu ngA/erwal tung

s e

Organe

Der Verband hat eine Verbandsversammlung und einen
Vorstand.

s 1 0

Verbandsversammlung

Die Verbandsversamml,rng setzt sich aus je einem

Beauftragten der Verbandsmitglieder zusammen. Dieser

übt das Stimmrecht für die von ihm vertretende Stadt/

Gemeinde aus. Für jeden Beauftragten ist ein Stell-

vertreter zu benennen. Zur Ausübung des Stimmrechts

werden der Beauftragte und sein Stellvertreter für die

Dauer von drei Jahren von der entsendenden

Vertretungskörperschaft des Mitgl iedes ermächtigt.

s 1 1

Stimmverhältnis in der Verbandsversamrnlung

1) Das Stimmenverhältnis der Mitglieder ermittelt sich
aus der Summe der Einwohnergleichwerte, die jährlich

neu festzusetzen ist. Stichtag ist jeweils der 30.06..
Jeweils volle 500 Einwohnergleichwerte sind gleich-
zuvcrzen mit einer Stimme, jedoch muß jedes Mitglied
des Verbandes mindestens eine Stimme erhalten.

2) Die Ermittlung der Einwohnergleichwerte erfolgt
anhand der vom l-andesamt für Datenverarbeitung und
Statistik im Bundesland Brandenburg amtlich fest-
gestellten Z,ahlen. Soweit für die Orts- bzw. Stadtteile
der angeschlossenen Verbandsmitgl ieder keine amtlich
festgestellten Tahlen vorliegen, sind die Erhebungen der
örtlichen Meldeämter und/oder die Betriebserhebungen
im Rahmen des Gewerbesteuerausgleichs zu den
gleichen Stichtagen zu verwenden.

3) Ein Mitglied des Verbandes darf unabhängig von den
Einwohnergleichwerten höchstens 215 aller Stimmen
habcn.

4) Die dem einzelnen Mitglied zustehenden Stimmen
dürfen nur als Einheit abgegeben werden.

$ 1 2

Vorcitzender der Verbandsversammlung

1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte
einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die
Dauer von drei Jahren.

2) Der Vorsitzende - oder bei seiner Verhinderung der
Stellvertretende Vorsitzende - hat gegen Beschlüsse der
Verbandsversammlung, die das Wohl des Verbandes
gefährden, ein Widerspruchsrecht.

3) Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter können einen
Beschluß der Verbandsversammlungen beanstanden,
wenn dadurch geltendes Recht verletzt wird. Die Bean-
standung muß innerhalb von zwei Wochen nach
Beschlußfassung schriftlich eingelegt und begründet
werden. Sie hat aufschiebende Wirkung. Wird bei
erneuter Verhandlung der Beschluß durch die Verbands-
versammlung wiederum bestätigt, kann der Vorsitzende
eine Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde einholen.

s 1 3

Aufgaben der Verbandsversammlung

1) Die Verbandsversammlung beschließt die Grundsätze
und Richtlinien der Tätiskeit des Verbandes sowie
insbesondere über

1. die Wahl und die Abberufung des Vorstandes,

2. die Entlastung des Vorstandes,

3. Anderungen der Satzung, des Untemehmens, des
Planes der Aufgaben des Verbandes sowie über
die Grundsätze der Geschäftspolitik,

die Aufnahme von Mitgliedem,

die Auseinandersetzung beim Ausscheiden von
Mitgliedern,

die Umgestaltung und Auflösung des Verbandes,

die Festsetzung der Haushaltssatzung und des
Haushaltsplanes sowie von Nachtrags-
haushaltsplänen und Einsprüchen gegen eine.
Zwangsfestsetzung,

die Festsetzung des Gesamtbetrages der jährlich
erforderlichen Beiträge, einschließlich der
Behandlung von Widersprüchen gegen die
Hebeliste,

die Änderungen und Ergänzungen der Pläne nach
$ 5 A b s .  1

I}
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t .

8.

9.
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10. die Festlegung von Grundsätzen für Dienst- und
Angestelltenverhältnisse, einschließlich
Stellenplan sowie die Aufwandsentschädigungen
für Vorstandsmitglieder,

11. die Übemahme vertraglicher Verpflichrungen,
deren Gegenstand den Wert von 50.000 DM
übersteigt, sowie über alle Rechtsgeschäfte
zwischen Vorstandsmitgliedern und dem
Verband,

12. den Abschluß entgeltlicher Verträge, die
Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte
betreffen und deren Geschäftswert den Betrag
von 50.000 DM übersteigt,

13. die Fesrsetzung der Entschädigung gemäß g 16
Abs.2

14. die Wahl der Schaubeauftragten, soweit sie nicht
als ständige Schaubeauftragte im Sinne des g g
Abs.2 Satz2 gelren,

15. die Genehmigung von Rechtsgeschäften
zwischen Mitgliedern des Vorstandes und dem
Verband,

16. sonstige Angelegenheiten, die ihr vom Vorstand
vorgelegt werden oder deren Aufnahme in die
Tagesordnung von mindestens einer der im
Verband organisierten Gemeinden vor Einbe_
rufgng der Verbandsversammlung beim
Vorsitzenden beantragt worden ist.

3) Bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach Abs. 2
Ziffer Il,12 und 15 können im Falle der Dringlichkeit
der Vorsitzende der Verbandsversammlung und/oder der
verbandsvorsteher entscheiden. verbandsmitglieder und
vorstand sind unverzüglich von diesen Entscheidungen
zu unterrichten. Die Entscheidungen sind der nächsten
Verbandsversamm I un,g zur Genehm i gung vorzulegen.

s 1 4

Sitzungen der Verbandsversammlung

1) Die Verbandsversammlung tritt bei Bedarf,
mindestens aber einmal im Haushaltsjahr, zur
Beschlußfassung über die Haushaltssatzung sowie über
dre Rechnungslegung und Entlastung des
Verbandsvorstehers zusammen. Die Sitzungen sind
öf1'entlich.

2) Der Vorsitzende setzt im Einvernehmen mit dem
Vorsteher die Tagesordnung fest und lätit die Mitglieder
der Verbandsversammlung ein. Die Einladung hat
mindestens 2 Wochen vor der Sitzung zu erfolgen. In
dringenden Fällen kann diese Frist durch den
Vorsitzenden und den Verbandsvorsteher auf 3 Tage
abgekürzt werden. Der Grund der Dringlichkeit ist in der
Einladung anzugeben. Der Verbandsvorsteher hat die
dem Regierungspräsidium vergleichbare Srelle, die im
Bundesland Brandenburg eingerichtet werden solr, ars
obere wasserbehörde, das zuständige Staatliche Amt für
Wasser- und Abfallwirtschaft sowie den l-andkreis
Havelland über jede beabsichtigte Sitzung schriftlich zu
benachrichtigen.

3) Der vorsitzende der Verbandsversammlung muß die
Verbandsversammlung einberufen, wenn dies durch 1/6
der von den satzungsmäßigen Mitgliedem vertretenen
Stimmen oder durch den Verbandsvorsteher verrangt
wird. Die Anträge der Mitglieder oder des Verbands_
vorstehers sind unter Angabe des Beratungsgegenstandes
schriftlich beim Vorsitzenden einzureichen.

4) Beratungspunkte, die nicht in der Tagesordnung
enthalten sind, können nur mit Zustimmung der
Mehrheit der satzungsmäßigen Mitglieder behandert
werden.

s l s

Beschlußfassung in der verbandsversammlung und
Beschlußfähigkeit

1) Die Verbandsversammlung beschließt mit der
Mehrheit der Stimmen der satzungsmäf3ig stimm_
berechtigten Mitglieder, soweit Gesetze oder diese
Satzung nichts anderes bestimmen. Bei Stimmen_
gleichheit ist ein Antrag abgelehnr.

2) Die Verbandsversammlung ist beschlußfähig, wenn
die Mehrheit aller stimmen und mehr als die Hälfte aller
Mitglieder vertreten sincl. Sie ist unabhängig von der
Anzahl der vertretenden Stimmen und stimmbe_
rechtigten Mitglieder beschlußfühig, wenn sie zum
zweiten Mal wegen derselben Angelegenheit einberufen
und in der schriftlichen Einradung auf diesen Tatbestand
hingewiesen wurde.

3) Von jeder Verbandsversammlung und deren
Beschlüsse ist eine Nie<Jerschrift (protokoll) zu fertigen,
die vom Vorsitzencren uncl einem weiteren Mitglied der
Verbandsversammlung zu unterzeichnen ist. Der
vorsteher hatdie Niederschrift den verbandsmi tgl iedem,
der Aufsichtsbehörde, der Kreisverwaltung des
landkreises Haveiland, dem zuständigen Staatrichen
Amt für Wasser- und Abfallwirtschaft sowie der
zuständigen Oberen Wasserbehörde zuzusenden.

*.!

ü

t--_
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s 1 6

Vorstand

1) Der Vorstand des Verbandes besteht aus dem
Verbandsvorsteher als Vorsitzenden sowie sechs

' 
weiteren Mitgliedern. Für jedes Vorstandsmitglied ist ein
Stellvertreter zu wählen.

2) Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. Für
den Verbandsvorsteher und seinen Stellvertreter müssen,
für die übrigen Vorstandsmitglieder und deren Stell-
vertreter können, eine jährl iche Aufwandsentschädigung,
deren Höhe die Verbandsversammlung beschl ießt,

festgelegt werden.

s 1 7

Bildung des Vorctandes

Die Verbandsversammlung wählt den Vorstand des
Verbandes auf der Grundlage von Vorschlägen der
Verbandsmitglieder entsprechend $ 16 Abs. 1. Das
Ergebnis der Wahl ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

s 1 8

Amtsdauer des Vorstandes

1) Die Vorstandsmitglieder sind für die Dauer von 3

Jahren zu wählen.

2) Die Verbandsversammlung kann ein
Vorstandsmitglied aus wichtigem Grund mit 213
Mehrheit abberufen. Die Abberufung sowie deren
Begründung sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

3) Für ein außerplanmäßig ausscheidendes
Vorstandsmitglied ist umgehend die Neuwahl eines
neuen Mitgliedes zu gewährleisten.

4) Die Bestimmungen von Abs. 1 und 2 gelten auch für
die Stellveftreter der Vorstandsmitglieder.

$ 1 e

Aufgaben des Verbandsvorstehers und
Zeichnungsbefugnis

1) Der Verbandsvorsteher führt den Vorsitz im Vorstand.
Ihm obliegen alle Geschäfte des Verbandes, zu denen

nicht der Vorstand oder die Verbandsversammlung
durch Gesetz oder Satzung berufen sind. Er vertritt den
Verband gerichtlich und außergerichtlich und ist
Dienstvorsesetzter der Bediensteten des Verbandes.

2) Er hat die übrigen Vorstandsmitglieder regelmäßig
über die geleistete Arbeit sowie notwendigen
Maßnahmen zur Erfüllung der durch Beschluß der
Verbandsversammlung übertragenen Aufgaben zu
informieren.

3) Mindestens einmal im Jahr hat der Verbandsvorsteher
die Verbandsmitglieder über die Angelegenheit des
Verbandes in Kenntnis zu setzen.

4) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet
werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie sind vom
Verbandsvorsteher oder seinem Stellvertreter zu
unterzeichnen. Angehörige des Vorstandes oder
Bedienstete des Verbandes sind allein oder gemeinsam
zeichnungsberechtigt, wenn sie dazu vom
Verbandsvorsteher mit Zustimmung der
Verbandsversammlungschriftlichermächtigtwurden. *

s20

Aufgaben des Vorstandes

1) Der Vorstand verwaltet die ihm durch Gesetz und
Satzung zugewiesenen Verwaltungsangelegenheiten.

2) Er bereitet die Beschlüsse der Verbandsversammlung
vor und führt sie durch. Ihm obliest femer

1. die Vorbereitung von Vorschlägen zu Anderung
der Satzung, einschließlich der Anderung der
Verbandsaufgaben,

2. die Aufstellung des Entwurfs der Haushalts-
satzung und etwaiger Nachträge,

3. die Entscheidung über die Aufnahme von 4
Krediten, Darlehen oder ähnlichem im Rahmen
der Haushaltssatzung,

4. die Ermittlung der Beitragsanteile,

5. die Entscheidung über die Übernahme vertrag-
licher Verpflichtungen, deren Gegenwert den
Wert von 50.000 DM nicht übersteigt,

6. die Entscheidung über den Abschluß entgelt-
licher Verträge, die Grundstücke oder grund-
stücksgleiche Rechte betreffen und deren
Geschäftswert den Betrag von 50.000 DM nicht
übersteigt,

7. die Anstellung, Beförderung und Entlassung der
Bediensteten des Verbandes im Rahmen des von
der Verbandsversammlung festgelegten
Stellenplanes.
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3) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben die erforderliche Sorgfalt anzuweirden. Sie
sind dem Verband vorrangig dafür verantwortlich, daß
die Bestimmungen der Satzung eingehalten und die
Beschl üsse der Verbandsversammlung ausgeführt
werden. Ein Vorstandsmitglied, das seine Obliegen-
heiten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, ist dem
Verband schadensersatzpfl ichtig. Der Schadensersatan-
spruch verjährt nach 3 Jahren von dem Zeitpunkt an, an
welchem der Verband vom Schaden und der Person des
Ersatzpflichtigen Kenntnis erhalten hat.

s 2 l

Einberufung des Vorstandes

1) Der Vorsitzende beruft den Vorstand nach Bedarf,
U mindestens jedoch einmal im Halbjahr, z:tr Sitzung ein.

Der Vorstand muß einberufen werden, wenn dies zwei
Vorstandsmi tgl ieder schri ftl ich unter Angabe des
Beratungsgegenstandes beantragen.

2) Die l^adungsfrisr beträgt wenigstens eine Woche. Im
übrigen gelten die Bestimmungen des g 14 Abs. 2
sinngemäß. Eine Benachrichtigung der im g 14 Abs. 2
genannten Dienststelle ist nicht erforderlich.

3) Ist ein Vorsrandsmitglied an der Teilnahme
verhindert, so hat es unverzüglich den Vorsitzenden zu
benachrichtigen und die Einladung an seinen
Stellvertreter im Vorstand weiterzugeben. Die
l^adungsfrist muß diesem gegenüber nicht eingehalten
werden.

s22

U Beschlußfassung im Vorstand und Beschlußfdhigkeit

1) Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Der
Vorstand beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen
Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als
abgelehnt.

2) Der Vorstand ist beschlußf?ihig, wenn mindestens 4
Mitglieder anwesend sind. Er ist unabhängig von der
Anzahl der erschienenen Vorstandsmitglieder
beschlußf?ihig, wenn er zum zweiten Mal wegen
derselben Angelegenheit einberufen und in der
schriftl ichen Einladung auf diesen Tatbestand
hingewiesen wurde. Die l^adungsfrist beträgt 2 Wochen.

3) Von jeder Vorstandssitzung und deren Beschlüsse ist
eine Niederschrift (Protokoll) zu fertigen, die vom
Verbandsvorsteher oder seinem Stellvertreter zu
unterzeichnen ist.

l--*

4. Abschnitt:

Haushalt/Beiträge

s23

Gesetzliche Bestimmungen

Soweit diese Satzung oder zwingencle Vorschriften
nichts anderes bestimmen, sind fiir das Haushalts- und
Rechnungswesen des Verbandes die jeweils im
Bundesland Brandenburg geltenden kommunal-
rechtlichen Bestimmungen anzuwenden.

s24

Haushaltssatzung

1) Die Verbandsversammlung hat für jedes Haushalts-
jahr die Haushaltssatzung des Verbandes, einschließlich
Haushaltsplan, der bei Bedarf durch Nachträge ergänzt
werden kann, zu beschließen. Die Entwürfe der Haus_
haltssatzung sind vom Vorstand mit der Einladung zur
Verbandsversammlung den Mitgliedern so rechtzeitig
zuzustellen, daß die Verbandsversammlung vor Beginn
des Haushaltsjahres darüber beschließen kann. Die
beschlossene Haushaltssatzung ist einschl ießl ich der
daz,u gehörenden Anlagen der Aufsichtsbehörde votzu-
legen. Die gleiche Regelung gilt für die Nachtrags-
haushaltssatzrng und den Nachtragshaushaltsplan. Die
Offenlegung des Entwurfes der Haushaltssatzung mit
Haushaltsplan und Anlagen sowie die Auslegung cles
Haushaltsplanes hat in den Stadt- und Gemeindeämtern
der Verbandsmitglieder zu erfolgen.

2) Der Haushaltsplan muß alle Einnahmen und Aus-
gaben des Verbandes für das kommende Haushaltsjahr
enthalten. Er bildet die Grundlage für die Verwaltung
aller Einnahmen und Ausgaben und gliedert sich in den
Venvaltungs- und den Vermögenshalt.

s2s

Haushaltsjahr

Als Haushaltsjahr für die Haushaltswirtschaft des
Verbandes wird das lGlenderjahr festgelegt.

s26

Über- und außerplanmäßige Ausgaben

1) Der Verbandsvorsteher kann Ausgaben, für die im
Haushaltsplan keine Mittel zur Verfügung stehen oder
die über die im Haushaltsplan veranschlagten Beiträge
hinausgehen, anordnen, wenn der Verband hierzu
verpflichtet ist und bei Aufschub solcher Zahlungen
Nachteile für den Verband entstehen.
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2) Die Entscheidungen sind auf der nächsten

Verbandsversammlung entsprechend $ 13 Abs. 3 zur

Genehmigung vorzulegen.

s27

Rechnungen und Form der Jahresabschlüsse

1) Alle Buchungen sind im Rahmen des Haushaltsplanes

nach den Regeln der kameralistischen Buchführung

durchzuführen. Entsprechendes gilt fur die Erstellung

der Jahresabrechnung

2) Die Kasse des Verbandes wird am Sitz des Verbandes

geführt.

$ 2 8

Prüfung der Jahresabrechnung

1) Der Verbandsvorsteher leitet die Jahresabrechnung

nach $ 27 f+bs.1 im ersten Quartal des folgenden

Haushaltsjahres der Prüfstelle zu.

2) Prüfstelle ist das Gemeindeprüfungsamt bei der

Kreisverwaltung Havelland.

3) Die Prüfstelle leitet den Prüfungsbericht dem Verband

und der Aufsichtsbehörde zu.

4) Der Rechnungsprüfungsausschuß (S 29) prüft die in

$ 27 Abs. 1 genannte Jahresabrechnung.

s2e

Rechnu ng sprüfungsausschuß

1) Die Verbandsversammlung wählt in öffentlicher

Sitzung aus ihren Reihen einen

Rechnungsprüfungsausschuß. Für diesen gilt die gleiche

Wahlperiode wie für den Vorstand.

2) Der Rechnungsprüfungsausschuß besteht aus je einem

Beauftragten der Verbandsmitglieder. Für jeden

Beauftragten ist ein Stellvertreter zu benennen.

3) Der Rechnungsprüfungsausschuß wählt in der

konstituierenden Sitzung einen Vorsitzenden und einen

Stellvertreter.

t

s30

Entlastung

Der Verbandsvorsteher legt die Jahresabrechnung nach

S 27 Abs. L mit dem Prüfungsbericht der Prüfstelle
sowie dem Prüfungsbericht des Rechnungsprüfungs-
ausschusses der Verbandsversammlung vor. Die
Verbandsversammlung beschließt über die Entlastung
des Vorstandes und des Verbandsvorstehers sowie über
die Genehmigung der Jahresabschlüsse.

s 3 1

Beiträge

1) Zur Deckung des Ausgabenbedarfs des Verbandes
haben die Mitglieder Beiträge zu leisten, soweit nicht
sonstige Einnahmen vorhanden sind. Für die Ermittlung
der Beiträge gelten die Vorschriften der $$ 31 - 36 dieser
Satzung. Die Höhe des jährlichen Betrages ist bis zum
30.09. für das Folgejahr aruuzöigen.

2) Der Ausgabenbedarf wird bestimmt durch:

1. die Kosten der Errichtung der Verbandsanlagen
und Verbandsgebäude,

2. den laufenden Unterhaltungsaufivand dieser
Anlagen (sächliche Ausgaben, Personalkosten,
Abgaben usw.),

3. die nonvendigen Erneuerungs- bav. Er-
weiterungsarbeiten,

4. die Bildung angemessener Rücklagen,

5. den Schuldendienst für aufgenommene Kredite,

6. vertraglich vereinbarte Zahlungen von Entgelten.

3) Einnahmen des Verbandes dürfen nicht zur
Vermögensbildung verwandt werden. Am Ende eines
Haushaltsjahres im Verhältnis von Einnahmen und
Ausgaben auftretende Überschüsse sind auf die
Mitglieder anteilmäßig zu den von ihnen aufgebrachten
Beiträgen umzulegen und zurückzuerstatten.

!

4
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s32

Beitragsverhältnis und Kostenbeteiligung

1) Die jährlich an den Verband zu leistenden Beiträge
verteilen sich auf die Mitglieder im Verhältnis der
Vorteile, die sich aus der Arbeit des Verbandes schöpfen
und der l-asten , die dem Verband aus der Realisierung
der vorgegebenen und in Plänen festgelegten l.eistungen
entstehen. Maßstab für die Kostenbeteiligung sind die
jährlich ermittelten Einwohnergleichwerte der
Verbandsmitglieder ($ tt Abs. 1 und 2).

2) Die Ermittlung der Kostenanteile der einzelnen
Verbandsmitglieder erfolgt unter Zugrundelegung der
Bau- und Unterhaltungskosten für die Kläranlage,
einschließlich der Nebenanlagen sowie Hauptsammler
gemäß bestätigtem Ausbauprojekt. Über die
Einbeziehung der Nebensammler ist gesondert
entsprechend der Finanzierbarkeit durch die
Verbandsversammlung zu entscheiden.

1. Kosten der erstmaligen Herstellung der Anlagen
sind:

a) Kläranlage sowie die zugehörigen Druckleitungen
und Pumpwerke

b) Hauptsammler

Kosten sind auf alle Mitglieder nach den Einwohner-
gleichwerten entsprechend Abs. 1 umzulegen. Stichtag
Iür die Ermittlung der Einwohnergleichwerte ist der
30.06. des Kalenderjahres. Begrenzender Faktor ist die
Belastbarkeit der jährlich kommunalen Haushaltspläne.

2. Die laufenden Kosten, die dem Verband jährlich
entsprechend $ 24 - Haushaltssatzung - entstehen,
sind ebenfalls auf der Grundlage der Einwohner-
gleichwerte auf die Verbandsmitglieder
aufzuschlüsseln.

3. Soweit gestiegene Anforderungen an die
Reinigungsleistung der Verbandskläranlage die
Anpassung derselben durch bauliche Änderungen
bzw. Erweiterung erfordern, sind die hierfür
entstehenden Kosten entsprechend den
vorstehenden Regelungen zu verteilen.

3) Entstehen dem Verband aus dem Territorium eines
Verbandsmitgliedes durch das Einleiten von Abwässern
die nicht den Vorschriften nach g 6 Abs. 2 entsprechen,
zuützliche Kosten, so ist hierfür von dem betreffenden
Verbandsmitglied eine Sonderumlage zu erheben. Die
Umlage muß dem tatsächlichen Aufwand des Verbandes
entsprechen.

4) Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle für
die Ermittlung der Beitragshöhe und der Veranlagung
erforderlichen Angaben zu machen und ihm eventuell
notwendige Feststellungen an Ort und Stelle zu
ermöglichen.

$ 3 3

Hebeliste

Der Verbandsvorsteher stellt jährlich die Hebeliste auf,
in der das Beitragsverhältnis, die Veranlagungsregeln
und die Beiträge jedes beitragspflichrigen Mitgliedes
ent-halten sind. Die Hebeliste ist durch die Verbandsver-
sammlung zu bestätigen.

s34

Beit ragsverfahren/Widersp rucl/Kla ge

1) Der Verband erhebt auf der Grundlage der Hebeliste
Verbandsbeiträge, die durch Beitragsbescheide
festgesetzt werden. Der Verbandsvorsteher hat jedem
beitragspflichtigen Mitglied mit dem Beitragsbescheid
eine Ausfertigung der Hebeliste mit Erläuterungen des
Beitragsverhältnisses zuzustellen.

2) Gegen die Beitragsbescheide können die Mitglieder
innerhalb eines Monats nach Zustellung beim Vorstand
Widempruch erheben. Über den Widerspruch
entscheidet die Verbandsversammluns.

3) Die Verbandsversammlung kann die Hebeliste ändern
oder den Widerspruch zurückweisen. Für die Ent-
scheidung gilt g 15. Der Verbandsvorsreher hat die
Entscheidung der Verbandsversammlung, dem
widersprechenden Mitglied schriftlich mitzureilen.

4) Der Widerspruchsbescheid ist allen Verbands-
mitgliedern zur Kenntnis zu geben. Er ist zu begründen,
mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und zuzu_
stellen. Das Mitglied kann gegen clie Hebeliste in der
Fassung des Widerspruchsbescheides Klage bei dem
zuständigen Kreisgericht, Kammer für Venwaltungs_
sachen, erheben.

5) Beitragsrückstände eines Verbandsmitgliedes sind mit
einem Zuschlag in Höhe von 3 Vo über dem jeweiligen
Bundesbankdiskontsatz zu belegen.

s3s

T.ahlung der Beiträge

Der Jahresbeitrag ist durch die Verbandsmitglieder in
vier gleichen Teilbeträgen zu zahlen. Als Termin der
Zahlung an die Verbandskasse wird der 15. Kalenderrag
des jeweiligen 2. Quartalsmonats festgelegt.

U

b----..
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s36

Anderung des Beitragsverhältnisses

Wer<ien im [:ufe des Haushaltsjahres neue Mitglieder in

den Verband aufgenommen, ändert sich bei der Er-

mittlung des Beitragsverhältnisses zugrunde gelegte

Ausgabenbedarf (zum Beispiel durch Neubau- oder Er-

weiterungsmaßnahmen) in erheblichem Umfange oder

fallen Beiträge aus, so sind in einer Nachtragshebeliste
die Beiträge entsprechend zu verändem. Die Verbands-

versammlung hat darüber zu beschließen.

$ 3 7

Fo rderun gsvollstrecku ng

Die auf Gesetz oder Satzung beruhenden Forderungen

des Verbandes können nach den geltenden

Bestimmungen im Verwaltungszwangsverfahren
eingezogen werden.

s38

Bekanntmachung

1) Die Satzung, jede Änderung und Ergänzung sowie die

für die Öffentl ichkeit bestimmten Bekanntmachungen
des Verbandes sind in den Schaukästen der Rathäuser

der Verbandsmitglieder und in dem Amtsblatt des

L-andkreises Havelland zu veröffentlichen.

Soweit Gesetze und Verordnungen oder auf Grund

gesetzlicher Ermächtigungen erlassene Verordnungen

eine andere Art der Veröffentlichungen vorschreiben, ist

dieses anzuwenden.

5. Abschnitt:

Aufsicht/S atzu ngsänderungen

s3e

Aufsicht

1) Untere Aufsichtsbehörde für den Wasser- und

Abwasserverband sind gemäß GO des l-andes

Brandenburg der l-andrat des l-andkreises Havelland als

untere staatliche Verwaltungsbehörde.

2) Oberste Aufsichtsbehörde ist der Minister für

Umwelt, Naturschutz und Raumordnung des l-andes

Brandenburg.

s40

Genehmigung von Rechtsgeschäften

Der Verband benötigt für seine Rechtsgeschäfte die
Zustimmung der Unteren Aufsichtsbehörde des I-andkreises
Havelland in den in dieser Satzung bestimmten Fällen.

$ 4 1

Satzungsänderungen/Auflösung des Verbandes

1) Beschlüsse über die Anderung der Verbandssatzung, die
das Ausscheiden von Verbandsmitgliedern betreffen, und
über die Auflösung des Verbandes, bedürfen der
Zustimmung von avei Dritteln der satzungsmäßigen
Stimmenzahl in der Verbandsversammlung. 

t

2) Auf Beschluß der Verbandsversammlung kann nach
Antrag des Vorstandes und dessen Anhörung die Untere
Aufsichtsbehörde der beteiligten [-andkreise die Satzung
ändern und ergänzen sowie den Verband auflösen.

s42

Brgänzende Geltung von Vorschriften

Die Regelungen in dieser Satzung lassen die Geltung der
gesetzlichen Vorschriften, insbesondere die Vorschriften der
WVG unberührt. Soweit sie dispositives Recht enthalten,
gelten sie, soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt
ist.

s43

Inkrafttreten 
4

die Satzung des Wasser- und Abwasserverbandes Havelland
tritt mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung des Wasser- und Abwasser-
verbandes "Havelland" vom 18.09.1991 außer Kraft.

gez. Seelbinder
Verbandsvorsteher
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Satzung

über die Erhebung von Beiträgen für die Ent-
wässerung der Grundstücke im Verbandsgebiet des
Wasser- und Abwasserverbandes "Havelland"

(Anschlu ßbeit ra gssatzu ng)

Präambel

Aufgrund von $ 5 Abs. 1 der Kommunalverfassung für
das l-and Brandenburg vom 15. Oktober 1993 (GVBI. S.
398), SS 4 ff. des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit vom L9. Dezember 1991 (GVBI. S. 6g5),
$ 8 des Kommunalabgabengesetzes vom27. Juni 1991
(GVBI. S. 200) und des g 14 der Entwässerungssatzung

. des Wasser- und Abwasserverbandes "Havelland" vom
!z 

30. April 1993 hat die Verbandsversammlung des
Wasser- und Abwasserverbandes "Havelland" in ihrer
Sitzung am 1. Juli 1994 folgende Sarzung beschlossen:

s 1

Anschlußbeitrag

Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für die
Herstellung, Anschaffung und Erweiterung der öffent-
lichen Abwasseranlagen, soweit dieser nicht durch
Gebühren und andere Weise gedeckt wird, und als
Gegenleistung für die durch die Möglichkeit der
Inanspruchnahme gebotenen wirtschaftl ichen Vorteile
erhebt der Wasser- und Abwasserverband "Havelland"

einen Anschlußbeitras.

s 2
'\r'

Gegenstand der Beitragspflicht

1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an
die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden
können und

1. für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung,
festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich
genutzt werden können,

2. für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung
nicht festgesetzt ist, wenn sie bebaut sind oder
nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und
nach der geordneten baulichen Entwicklung der
.Kommune zur Bebauung anstehen,

2) Wird ein Grundstück an die öffentliche Abwersser-
anlage angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht
auch dann, wenn die Voraussetzung nach 1) nicht
vorliegt.

t-_

3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig
von der Eintragung im Liegenschaftskataster und im
Grundbuch jedes zusammenhängende Grundeigentum,
das eine selbständige wirrschaftliche Einheit bildet.

4) Grundstücke nach Abs. 1), die bei Inkrafttreten dieser
Satzung bereits an die öffentliche Abwasseranlage
angeschlossen sind, unterliegen der erstmaligen
Beitragspflicht, wenn das Abwasser behandelt wird und
die Abwasseranlage den rechtl ichen Anforderungen
genügt.

5) Grundstücke nach Abs. 1), für die schon eine
erstmalige Beitragspflicht entstanden ist, unterliegen
einer Beitragspflicht, wenn dies durch gesonderte
Satzung unter Angabe des Abgabentatbestandes
bestimmt wird.

s 3

Beitragsmaßstab

Maßstab für die Bemessung des Anschlußbeitrages ist
die Nutzungsfläche. Diese ergibt sich durch Verviel_
fachen der Grundstücksfläche (S 4) mit dem Nutzungs_
faktor ($ 5).

s 4

Grundstücksfläche

1) Ais Grundstücksfläche gilt:

1. Bei Grundstücken im Bereich eines
Bebauungsplanes die gesamte Fläche, wenn für
das Grundstück im Bebauungsplan eine bauliche
oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

2. wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die
erforderlichen Festsetzungen nicht enthält:

a) bei Grundstücken, die an die Erschließungs_
anlage angrenzen, die Fläche zwischen der
kanalisierten Erschließungsanlage und einer im
Abstand vom maximal 40 m dazu verlaufenden
Parallele,

b) bei Grundstücken, die nicht an die Er-
schließungsanlage angrenzen oder lediglich
durch eine dem Grundstück dienende Zuwegung
mit der Erschließungsanlage verbunden sind, die
Fläche zwischen der der kanalisierten
Erschließungsanlage zugewandten Grund_
stücksseite und einer im Abstand von 40 m dazu
verlaufende Parallele;
Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige
Verbindung zwischen Grundstück und
Erschließungsanlage herstellen, bleiben
berücksichtigt.
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2) Bei Grundstücken, bei denen die bauliche,
gewerbliche oder sonstige Nutzung über die
Tiefenbegrenzung hinausreicht, gilt die Grund-
stückstiefe, die durch die hintere Grenze der
tatsächlichen Nutzung bestimmt wird.

3) Liegt ein mehr als 40 m tiefes Grundstück zwischen
zwei kanalisierten Erschließungsanlagen, ist jeweils die
Grundstücksfläche maßgebend, die sich aus der
Anwendung von Abs. 1) von jeder Seite der beiden
Erschließungsanlagen ergibt, soweit es von beiden
Seiten selbständig bebaut werden kann. Flächen, die sich
bei der Anwendung dieser Regel überlappen, werden

nicht berücksichtigt. Bei Eckgrundstücken, die von mehr

als einer Erschließungsanlage erschlossen werden, wird

die Tiefe des Grundstückes von derjenigen Seite der
Erschließungsanlage ermittelt, an der das Grundstück
mit seiner länggten Front liegt.

4) Die Tiefenbegrenzung gilt nicht bei Grundstücken in
Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie bei
überwiegend gewerblich oder industriell genutzten
Grundstücken in den übrigen Gebieten.

5) Bei bebauten Grundstücken im Außenbereich
($ fS BauGB) wird die Grundstücksfläche ermittelt aus
der Grundfläche der an dje Erschließungsanlage
angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die
Grundflächen 0,2.

s s

Nutzungsfaktor

1) Der Nutzungsfaktor bemißt sich nach den Vorteilen,
die den Grundstücken nach Maßgabe der zulässigen
baulichen Nutzung durch die Einrichtung vermittelt
werden. Die Vorteile werden nach der Tahl der
zulässigen Geschosse auf den Grundstücken bestimmt.
Als Vollgeschosse gelten alle Geschosse, die nach
landesrechtl ichen Vorschriften Vollgeschosse sind.

2) Der Nutzungsfaktor beträgt:

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit
4. bei viergeschossiger Bebaubarkeit
5. bei fünfgeschossiger Bebaubarkeit

Für jedes weitere Geschoss erhöht sich der
Nutzungsfaktor um 0,25.

1,0
1.,5
z,o
2,5
3,0

3) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und'
Industriegebieten sowie für gewerbliche oder industriell
nulzbare Grundstücke erhöht sich der Vervielftiltigungs-
faktor nach Abs. 2) durch Addition um jeweils 0,5.

L

4) Bei Grundstücken in Wochenend- und Ferienhaus-
gebieten wird die Grundstücksfläche abweichend von
Abs. 2) mit einem Nutzungsfaktor vön 0,75 vervielfacht.

s 6

Ermittlung des Nutzungsmaßes durch Festsetzung
eines Bebauungsplanes

1) Wird die Ge,schoßzahl durch Bebauungsplan fest-
gestzt, gilt die darin bestimmte höchstzulässige TahI
der Vollgeschosse. Ist für ein Grundstück eine höhere
Geschoßzahl genehmigt, so ist diese zugrundezulegen.

2) Überschreiten Geschosse nach Abs. 1), die nicht als
Wohn- oder Büroräume genutzt werden, die Höhe von
3,5 m, so gilt als Geschoßzahl die Baumasse des Bau-
werks geteilt durch die überbaute Grundstücksfläche und
nochmals geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach
Abs. 1) maßgebende Geschoßzahl; Bruchzahlen kleiner
als 0,5 werden auf die vorausgehende volle Zahl
abgerundet, solche größer als 0,5 auf die nächstfolgende
volle Zahl aufgerundet.

3) Ist im Bebauungsplan anstelle einer Geschoßzahl eine
Baumassenzahl festgesetzt, so gilt als Geschoßzahl die
Baumassenzahl geteilt durch 3,5; Bruchzahlen werden
gemäß Abs.2) gerundet.

4) Ist eine größere als die nach Abs. 3) bei Anwendung
der Baumassenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so
ergibt sich die Geschoßzahl aus der Teilung dieser Bau-
masse durch die Grundstücksfläche und nochmalige
Teilung des Ergebnisses durch 3,5; Bruchzahlen werden
gemäß Abs.2) gerundet.

5) Bestimmt ein Bebauungsplan das Maß der baulichen
Nutzung nicht durch eine Geschoßzahl oder Baumassen-
zahl, sondern durch die Festsetzung der Höhe baulicher
Anlagen, so gilt als Geschot}zahl

1. bei Festsetzung der maximalen Wandhöhe, das
festgesetäe Hörchstmaß der Höhe baulicher
Anlagen geteilt durch 3,5;

2. bei Festsetzung der maximalen Gebäudehöhe
die festgesetzte Wandhöhe geteilt durch 3,5
zuzüglich eines weiteren anrechenbaren
Geschosses; Bruchzahlen werden nach Abs. 2
gerundet.

I

4
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s 7

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken
ohne Festsetzungen eines Bebauungsplanes

1) Bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan nicht
besteht oder diese keine den $ 6 entsprechende
Festsetzungen enthält oder die im Außenbereich nach $
35 BauGB liegen, ist

1- bei bebauten Grundstücken die Tahl der tatsächrich
vorhandenen Geschosse.

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die
Z,ahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung
übenviegend vorhandenen Geschosse,

. 3. bei unbebauten Grundstücken, für die ein
\z Bauvorhaben genehmigt ist, die Zahlder genehmigten

Geschosse

maßgebend.

2) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Voll_
geschoß wird die Geschoßzahl durch die Teilung der
tatsächlich vorhandenen Baumasse durch die überbaute
Grundstücksfläche und nochmalige Teilung durch
3,5 ermittelt; Bruchzahlen werden gemäß $ 6 Abs. 2)
gerundet.

3) Für Grundstücke, für die sich ein Bebauungsplan in
der Aufstellung befindet, ist die zulässige Zahl der
Geschosse nach dem Stand der planungsarbeiten zu
ermitteln. g 6 findet entsprechende Anwendung.

s 8
\' Sonderregelungen

1) Grundstücke,

1. auf denen nur Stellplätze oder Garagen
hergestellt werden können,

2. die als Gemeinbedarfs- oder
Grünfl ächengrundstücke genutzt,

3. ausschließlich mit Nebenanlagen im Sinne der
BauNVO bebaut sind.

gelten als eingeschossig bebaubar.

2) Abweichend von Abs. 1) ist die jeweils höhere
Geschoßzahl zugrundezulegen, wenn nach den
Festsetzungen eines Bebauungsplanes mehr als ein
Geschoß zulässig oder im Einzelfall genehmigt ist. Ars
Geschosse gelten neben Vollgeschossen auch
untergaschosse in Garagen und parkierungsbauwerken.

3) Bei Grundstücken, die auf Grund ihrer
Zweckbestimmung nur untergeordnet bebaubar sind
(zum Beispiel Sportplätze, Freibäder, Friedhöfe und
Dauerkleingärten), ist für die Beitragsberechnung
maßgebende Grundstücksfläche mit 0.5 zu
vervielfältigen.

$ g

Beitragssatz

Der Anschlußbeitragssatz beträgt:

Je Quadratmeter Nutzungsfläche 5,50 DM.

s 1 0

Kostenspaltung

Der Anschlußbeitrag kann für Teile der öffentrichen
Abwasseranlagen gesondert erhoben werden. Die Teile
und die auf diese entfallenden Teilbeträge werden durch
Satzung bestimmt.

s 1 1

Entstehung der Beitragspflicht

1) Die Beitragspflicht entsteht, sobard das Grundstück an
die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden
kann.

2) lm Falle von $ Z Z7 dieser Satzung entsteht die
Beitragspflicht mit der Beendigung der Herstelrung des
unmittelbaren oder mittelbaren Anschlusses an die
öffentl iche Abwasseranlage.

3) Wenn der in Abs. 1) und Abs. 2) genannre Zeitpunkt
vor dem Inkrafttreten dieser Satzung riegt, entsteht die
Beitragspfl icht mit Inkrafttreten dieser Sarzung.

4) Wird die Fläche, die Bebauung oder Nutzung des
Grundstücks mit beitragsrechtlichen Auswirkung"n
verändert, so entsteht die Beitragspflicht, sobald der
verband vom Abschruß dieser Maßnahmen Kenntnis
erhält.

s 1 2

Beitragspflichtige

1) Beitragspflichtig ist, wer zum 7*itpunkt des Zugangs
des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist.
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht oder einem
sonstigen dinglichen Nutzungsrecht belastet, so tritt an
die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte bzw.
der dinglich Nutzungsberechtigte.

L
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2) Mehrere Beitragspflichtige haften als

Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- und Teileigentum

sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer

entsprechend ihrem Miteigentumsanteil
beitragspflichtig.

s 1 3

Vorauszahlung

Auf die künftig entstehende Beitragsschuld können von

den Beitragspflichtigen Vorauszahlungen bis zu 80 v. H'

des voraussichtlich entstehenden Anschlußbeitrages

verlangt werden, sobald mit der Durchführung der

Maßnahme begonnen worden ist.

s 1 4

Veranlagung und Fälligkeit der Beitragsschuld

1) Der Anschlußbeitrag und die Vorauszahlung werden

durch Beitragsbescheid festgesetzt und einen Monat

nach der Zustellung des Beitragsbescheides f?illig.

2) Stellt die Erhebung des Anschlußbeitrages im

besonderen Einzelfall eine unbillige Härte dar, so kann

der Wasser- und Abwasserverband Stundung oder

Ermäßigung gewähren. In besonderen Einzelfällen

können die Beitragspflichtigen einen zinsgünstigen

Kredit zur Finanzierung der Beitragsschuld bei dem

Wa-sser- und Abwasserverband beantragen. Ein

Rechtsanspruch auf die Gewährung eines Kredites durch

den Wasser- und Abwasserverband besteht nicht.

s l s

Ablösung

Der Anschlußbeitrag kann vor der Entstehung der

Beitragsschuld abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag

wird nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden

Anschlußbeitrages bestimmt. Über die Ablösung eines

Anschlußbeitrages wird eine schriftl iche Vereinbarung

zwischen dem Wasser- und Abwasserverband und dem

Beitragspfl ichtigen abgeschlossen.

s 1 6

lnkrafttreten

Die Beitragssatzung tritt am Tage nach ihrer

Bekanntmachung in Kraft.

L-

Bekanntmachung der Zusammensetzung des

Kreiswahlausschusses zur Bundestagswahl für den
Wahlkneis 275
Brandenburg- Rathenow -Belzig

Gemäß $$ 8 und 9 Bundeswahlgesetz i.V.m. $ 4
Bundeswahlordnung ist für jeden Wahlkreis ein
Kreiswahlausschuß zu bilden.

\d.�

stellv. Beisitzer:

gez. Gmirek
Kreiswahlleiter WK 275

Bekanntmachung der Zusammensetzung des
Kr,eiswahlausschusses zur Bundestagswahl für den

Wahlkreis 273
Oranienburg- Nauen

Gemäß $$ 8 und 9 Bundeswahlgesetz i.V.m. $ 4 1

Bundeswahlordnung ist für jeden Wahlkreis ein

Kreiswahlausschuß zu bilden.

Kreiswahlleiter:

stellv.Kreiswahlleiter:

Beisitzer:

Vorsitzender:

Beisitzer:
(in alphabetischer

Reihenfolge)

stellv. Beisitzer.
(in alphabetischer

Reihenfolge)

gez. Marquardt
Kreiswahlleiter WK 273

Herr Jörg Gmirek

Herr Karl-Heinz Klement

Frau Marlis Eichhom
Hen Klaus Haake
Herr Lutz Scherler
Frau Eva-Maria Schenk
Herr Herbert Auginski
Herr Olaf Gabrysiak

Hen Matthias Richter
Herr Manfred l-endt
Hen Maik löffler
Herr Gerhard Wolter
Hen Gerhard Engelke
Frau Viola Niemann

Herr l,othar Marquardt
- Kreiswahlleiter WK275 -

Frau Monika Gebhardt
Herr Herberl Link
Herr Heinz-Herwig Mascher
Herr Günter Patzwald
Herr Hans-Heinrich Rathjen
Hen Karsten Peter Schröder

Herr Rudolf Gellert
Herr Harald Grasow
Frau Ute Gröll
Frau Ingrid Haeger
Frau Manuela Materok
Herr Harald Schink
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Offentliche Bekanntmachung der zugelassenen
Kreiswahlvorschläg e zar Bundestagswahl am
16.f0.1994 im Wahlkneis 273
Brandenburg- Rathenow -Belzig

Der Kreiswahlausschuß der Stadt Brandenburg an der
Havel hat auf seiner Sitzung am 19.8.1994 folgende
Kreiswahlvorschläge zugelassen:

1. Voßhoff, Andrea
Rechtsassessorin
1958, Haren/Ems
Am Körgraben IG, 1,4712 Rathenow
Christlich Demokratische Union Deutschlands - CDU -

2. Knaape, Hans-Hinrich
Dr. sc. med. Arzt

- 1934. Güstrow
\z 

Klinikallee 50,l4TT|Brandenburg an der Havel
Sozialdemokratische Partei Deutschlands - SpD -

3. Dr. Götze, Bettina
Museumsleiterin
1957, Brandenburg
Rathneower Str. ZB, l47lS Nitzahn/OT Knoblauch
Partei des Demokratischen Sozialismus - pDS -

4. Heling,'sybil le
kiterin der Sozialvenvaltung Rhinow
1"950, Bitterfeld
Dorfstraße 20,14728 Rhinow / OT Kietz
Freie Demokratische Partei - F.D.p. -

6. Birthler, Marianne
Parteisprecherin
1948, Berlin

. Kollwitzstraße 66, IO435 Berlinv
Bündnis 90 / De GRÜNEN GRÜNE/BgO

gez. Gmirek
Kreiswahlleiter WK 275

i
F
!

ß,
tü
I
I
L

Öffentliche Bekanntmachung der zugelassenen
Kreiswahlvorschläge zur Bundestagswahl am
16.10.1994 im Wahlkreis 273
Oranienburg - Nauen

Der Kreiswahlausschuß für den Wahlkreis 273 hat auf
seiner Sitzung am 19.8.1994 die Zulessung nachfolgen_
der Kreiswahlvorschläge bqschlossen. Entsprechend
$ 38 Bundeswahlordnung (BWO) sind die zugelassenen
Kreiswahlvorschläge unter fortlaufenden Nummem in
der Reihenfolge geordnet, wie sie durch die Mitteilung
des l-andeswahlleiters über die Reihenfolge der
landeslisten bestimmt ist:

1. Fink, Ull Dipl. Volkswirt
1942, Freiberg
Fontanestr. 13
14139 Berlin

. Christliche Demokratische Union Deurschlands _ CDU _

2. Ilte, Wolfgang, Angestellter
L949, Dresden
Emile-Zola-Str. 9
16540 Hohen Neuendorf
Sozialdemokratische partei Deutschlands - SpD _

3. Warmick, Klaus-Jürgen, Elektromechaniker
1952, Potsdam
Schleusenweg 70
L4532 Kleinmachnow
Partei des Demokratischen Sozialismus _ pDS _

4. Haeger, Jürgen, Dipl. Ingeneuerökonom
1943, Schönwalde
Rüsternallee 8
1462L Schönwalde
Freie Demokrarische partei - F.D.p. _

6. Pahnke, Rudi IGrl, Studienleiter/pfarrer
1943, Berlin
Georgstr. 14
16556 Borgsdorf
Bündnis 90 / Die Grünen - Gräne/B9O _

gez. lvlarquardt
Kreiswahlleiter WK 275



Stimmzettel

für die Wahl zum l,andtag Brandenburg

11. September 1994

im Wahlkreis Nr 12

Sie haben 2 StimmenreF
hier l" Stimme

für die Wahl
einer/eines Wahlkreis-

abgeordneten

Erststimme

hier L Stimme
für die Wahl einer
l:ndesliste
- maßgebende Stimme für die Verteilung der
Sitze insgesamt auf die einzelnen Parteien und
politischen Vereinigungen -

Zweitstimme

Müller. Heiko. Geschäfsführer

Wilhelm-3usch-Str.85 SpD
14612 Falkensee

Eßte Bfwerber/innen der

L) Manfred Solpe. Regrnel

Max-Liebermannstr. 38

111612 Falkensee CDU

Piatyszek, Margit, Prokurist

Alemannenweg 10

14621 Schönwalde F.D.P.
Frcic Dookntisdrc Panci

Hinnch FrCer le in .  Raner  Sreben.

Martio Neumano, Sregfried l-reumaon.

Brandenburgische Freie Wähler-

Gemeinschaftcn

Fnte Bqeöer/ionen der Iandcslrste
Wolfgmg Wiokelman. Siegtned Omf.
l leidcrese Schneider, Viktor Porodruk. Gusrav l

cnüxv 
llrrNDNrs e0,DrF GRrrNriN

890 
Llste Bryerber/innen der lrdeslrstc

. PelE Weißflog. Roland Rtsch. Svh ra Vrl.l
Rolf Wett-städr, Ute Rohn-lr ihncr

Heller. Robert. [Jhrmachermeister

Baderstr. l4

14641 Nauen
Bür8dBündlis frciq Wilhlcr

[]ürgcr[.]ündnis l'reier Wählcr
Bürger

lstc Bewcrbcr,/inden der Ilndesliste
Cünter Nooke. Jutta Quoos. Sregfned Busse
Markus Derlrng, Walter Piast-hen

Deutsche Soziale Union

DSU
F^te Bcweöer/inneo der Landesliste

F'mk Richter Rcinhold Podlmny. Derher Börr.
Heinz Siedou Fneder Gcrzke

I ) l l )  ( i l tA t l l iN  -  ( i r auc  I ) an thc r

GRAUE l. .rsre I lewerhcr/ inncn,tcr I . indcstrsrc
In8ehorß Münrherß. Hrrn{l  \(umrnn
lmgard S('hncrdcr. Horst S(hlnlano. ( hi lslr  Ki.r lr

I ) l l l  R l lP t  i l t l  . lKAN l iR

REP f 'ntc l ]cweöct/ronc'n i lcr |  ;rnJcslrsrc

Pro[.Dr. Wolfgang Kurrucg. I  lcnnrnn l i l< rr irr11.
Güntcr Ki lrskc. Sirscha' l}remc. Pctnr Rrrchstdn

Okologisch -l)cmokratischc Partti

önp 
l ^ r t  J lcwr* ' ( r  In  , . .n  Jc r  I " ,n , l t r l r s  t

l ) r  JL i rg rn  ß . rh r  l3 r rg r '  R .  rh . t r l .  \ \ ' .  l t6 . r rq  \  c .

f ; r r l  t l c rnz  [ ] r rc rz -  ( i l l -n< ' l  PcLz

I ) r r t c i  dc ' s  l ) cn rok r ; r t i s t  hc r i  \ , , z i r r l  i sn r  r r s

pnS .  I  n re  l ] . * r i ' r ' r  1 , .  r ' r r  . i ,  r  i  . r ' , . r ' .  r r . ' ,

l ' r . , l . l ) r - .  l .  r n .u  l { r s l r .  I l . r : r r c , . . r c  l t . , r h . l z

Dt I lclmurh \ ' l r t t ,r l  Krnrrn l lcr ln.nlr.

l l c , nz  V rc t zc

l)actz. Wintricd, I)iplom-l

ll irkcnwcg I

14641 lli irnicke
Paner dcs l}'mokratischen



Stimmzettel

für die Wahl zum Landtag Brandenburg

11. September 1994

im Wahlkreis Nr. 11

a
$Sie haben 2 Stimmen

reF
hier l" Stimme

für die Wahl

einer/eines Wahlkreis-
abgeordneten

Erststimme

hier 1 Stimme
für die Wahl einer
Landesliste
- maßgebende Stimme für die Verteilung der
Size insgesamt auf die einzelnen Parteien und
politischen Vereinigungen -

Zweitstimme

1
Tliierbach, Gerhard, Mitglied des Landtages Bbg

Birkenweg 17

1471-s Mögelin SPD

Soaaldmokmtisclre Partei Deutscbleds

Sozialdemokratische Py'ei Deutschlands

t
ihh Esre Bewerber4nnen aer llfideslisre
>f D Vanfred Stolpe. Regrne fdchrandu Ste ffe n Reiche.

Herdrun FörsEr. Wolft t8 B:röler

t

2

Dombrowski, Dieter, [:ndrat a.D./Zahntechniker

Dorfstraße 30

14715 BahnitzMöthlitz CDU
Christlictr Demokmtisdtc Uoion Dcutschleds

Chrisdich Deryfkratische Union

Deutschlands/
f

CDU Lnte B*crfrlrnnen der lrndelrsrc

h. Peter pgnen Caola Hanfelder. Kiaus Häßlq.
n.,. ,  Hr, v" ' ,"  H"h.*"."

z

J

LieEmann, Siegfried, Abgeordneter

Ernst-Thälmann-Str. 16

14728 Rhinow F.D.P

Frcie D@okEtisdre Pdei o Freig/bemokratische Panei
t

Ersf Bweöer innen der Ltrdsiis:e

F.D.P. y'Llnn"rr Erderlern. Raner Srehen.

pr. \y'.ana \eumano. Sregfned Lremmn.

,/Reoate Schnerdcr

I

.'t

4

Lünser, Hans-Jürgen, Bürgermeister

Kleine Hagenstr. 31

14712 Rathenow
Brmdeoburgische Frcie Wäbler-Gcmcioschafto

llrandenburgische Freie Wähler-
Gemeinschaften

Fste Bryeöer/inoen der IodesJrsre
Wol tgag Winke lmano.  Srcg fned Gml- .

He iderose Schoerder .  V ik to r  Porod luk .  Gustav  Lo i

A

q .. BTINDNIS 9OiDIF GRTINF,N
GRUNE/
890 

Fste Boeöer/ iooeo der lodes]rstc

Petm Weißflog. Rolad Rcch. S;" lvra Voß

Rolf Wctßtädt. lite Rohn-Tröhner

5

Schulz, Jörg-Martin, Dipl.-Mathematiker

Kirchstr. S BürCer
14641 Nauen

BürgqBüodois frcjs wählq o BürgerBündnis freier Wähler
Bürger

FAte Brycöcrlrnnen der l:ndesiiste

Günter Nooke. Jufia Quoos. Sicgfned tlussc'

Markus Derling, Walter Pmctreo

7

/

Deulsche Soziale Union

DSU
Fiste Bryeöer/inoen der I aodeslrstc

l 'mnk Rrciter. Rcinhold Podlsnv. I trcther l löt

Heinz Sredow. Fneder (;ct*e

ft

Dl l i  GRAI l l iN  -  ( i r aue  Pan the r

RAUE 
l:ßrc Bcstrh(rrnncn-Jer I- 'nJcshqr
InlchurA Vtlo/herg. 8cm,j \cumrnn

lmgard Schncider, Hor$ :i'buoann. ('tlrista Krafl

9

DI t ,  RF IP I IBL IKANI IR

REP Fnte Beweöer/inoen dcr liodslrste

Pruf.Dr. Wolfgang Kuwcg. tlc'mann Flemmig.
Günter Kalliske. Sasc-ha ltlienre. Petm Rocbslein

1 l

Okologisch-l)emokratischc Partci

. .  l s fe  l leweöer , r rnncn dcr  l ; ind$ l rs tc

ODP Dr .  Jürg tn  Bähr .  B i rg r t  Rorhru t .  Wol tganß N ier .

Lerl-llcinz Bacu- (iahnrl Pelz

t , l
l +

16

Granzow,, Karl -Rei nhold. Dipl. -fndwirr

Clara-lZ,etkin-Str. 24 f
14712 Rarhenow /  PDS
Paner ds l)emokmtischcn Sozfus

Partci des l)cmokretischcn Sozial ismus

I nte Re*'cöcrt inrrcn dc'r I  ;mdes]rstt

PDS Prof.Dr. Lrthar l}skv l lanncl,rc [ ]r l th, i lz

l)r.  Hclmurh M;rrko\. Kcßln l lcdn.rskv.

HetnT \'rd/r'

l 6

t i nabhäng igc  Wäh lc rqcn rc i nscha f t  dc r

Vcrtr ichcncn untl  ardcri ' r  l l tnachtci l igtcr
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Korrektur und
Amtsblatt Nr. 7

Erklärung zum

Auf Seite 109 in der;

Bekanntmachung der Zusammensetzung des
Kreiswahlausschusses zur Bundestagswahl fiir den
Wahlkreis 273
Oranienburg. Nauen

muß es richtig heißen:

Vorsitzender: Herr lnthar Marquardt
- Kreiswahlleiter WK273

Auf Seite 110 muß es richtig heißen;

Öffentlichen Bekanntmachung der zugelassenen
Kreiswahlvorschläge zur Bundestagswahl am
16.10.1994 im Wahlkreis 275
Branden bu rg - Rathenow. Belzig

und

6.
B{.INDMS gOiDIE GR{INEN GRÜNE/B9O

Auf Seite 110 in der

Öffentlichen Bekanntmachung der zugelassenen
Kreiswahlvorschläge zur Bundestagswahl am
16.10.1994 im Wahlkreß 273
Oranienbur€ - Nauen

muß es richtig heißen;

3. Warnick, Klaus-Jürgen,Elektromechaniker

4. Haeger, Jürgen, Dipi. Ingenieurökonom

6.
BLNDNIS 9O/DIE GRCNEN

gez. Marquardt
Kreiswahlleiter WK 273

GRUNE/B9O

1 .

2.

J .

Erklämng zur Veröffentlichung des Musters der
Stimmzettel zur [,andt^gswahl in den
Wahlkreisen 11 und 12

Das veröffentlichte Muster der Stimmzettel ist
eine Verkleinerung des Originals auf die
A4-Größe des Amtsblartes.

Die Veröffentiichung des mit einem euer-
strich ungültig gemachten Musters der
Stimrzettel ist aufgrund eines Mißverständ_
nisses ohne Autorisierung der Kreiswahlleiter
erfolgt.

Die gültigen Stimmzettel werden.in den
Wahllokalen am Wahltag bzw. durch die
Wahlbehörde bei der Briefipahl dem Wähler
ausgehändigt.

Für eine gültige Stimmabgabe durch den
Wähler darf kein Querstrich auf dem Stimmzet-
tel erscheinen.

gez. Gottschalk
Kreiswahlleiter WK 11

gez. Marquardt
Kreiswahlleiter WK 12

Anlage I ntr Satzung des Wasser-und
Abwasserverbandes Havelland

Nachfolgende Gemeinden sind Mitglied
Abwasserverbandes "Havelland"

Berge
Bergerdamm
Börnicke
Brieselang
Bredow
Buchow-Karpzow
Elstal
Etzin
Falkenrehde
Groß-Behnitz
Hoppenrade
Ketzin
Kienberg

des Wasser- und

Klein-Behnitz
Lietzow
Nauen
Päwesin
Prion
Roskow
Tremmen
Wachow
Wernitz
Weseram
Wustermark
Zachow
Zeestow
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